
sere Staats- und Wirtschaftsordnung hat sich in den 
letzten Jahren hervorragend entwickelt und gefestigt. 
Wir besitzen eine große Anzahl wissenschaftlich aus­
gebildeter und in der Praxis erprobter Führungskader, 
denen innerhalb des Systems der Wirtschaftsleitung 
— z. B. nach der VO über die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten des volkseigenen Produktionsbetriebes vom 
9. Februar 1967 (GBl. II S. 121) — besondere rechtliche 
Pflichten zum Schutze und zur Mehrung des Volks­
eigentums obliegen. Die Art und Weise der Wahrneh­
mung dieser Pflichten steht weitgehend im pflichtge­
mäßen Ermessen des jeweils Verantwortlichen.
Die richtige Nutzung des Ermessensspielraums der 
Wirtschaftsfunktionäre unterliegt der Nachprüfung 
durch gesellschaftliche und staatliche Kräfte und da­
mit ggf. auch durch den Staatsanwalt. Eine solche Nach­
prüfung kann zur Abänderung und u. U, auch zur Er­
setzung einer Entscheidung führen. Die neue Entschei­
dung ist jedoch stets Sadie des kritisierten Leiters 
oder seines übergeordneten Organs. Dem Staatsanwalt 
bleibt es dabei unbenommen, eine Sache an die höch­
sten staatlichen Organe heranzutragen und so die rich­
tige Entscheidung herbeizuführen; es ist jedoch m. E. 
nicht erforderlich, daß er die Entscheidung des jeweils 
Verantwortlichen durch eigenes Handeln ersetzt. Es 
widerspräche der gesetzmäßigen Tendenz, die Verant­
wortung der Leiter immer weiter auszubauen, wenn 
gerade die zivilrechtliche Dispositionsbefugnis durch 
ein Klagerecht des Staatsanwalts eingeschränkt wer­
den würde.
Meines Erachtens ist es überhaupt unangebracht, das 
Klagerecht des Staatsanwalts im Sinne einer Ersetzung 
oder Einschränkung der Dispositionsbefugnisse der ver­
schiedenen Rechtssubjekte aufzufassen oder auszuge­
stalten. Ein solches Recht sollte entweder als Initia­
tivrecht im Interesse richtiger Parteidisposition oder 
als eigene, selbständige Disposition im staatlichen und 
gesellschaftlichen Interesse geregelt werden. Das würde 
im ersten Fall bedeuten, daß das Initiativrecht nicht 
entgegen dem ausgesprochenen Willen des Disposi­
tionsbefugten ausgeübt werden darf — was auch für 
die Stellung der Partei innerhalb eines eingeleiteten 
Verfahrens Folgen hätte —, und im zweiten Fall, daß 
das staatsanwaltliche Klagerecht allein oder neben 
anderen Dispositionsbefugnissen bestehen würde, so wie 
es schon bisher in einigen zivil- und familienrecht­
lichen Angelegenheiten üblich ist.

Die Stellung der Parteien in einem vom Staatsanwalt 
eingeleiteten Verfahren
Zu klären ist noch, welche Stellung die berechtigten 
Parteien in den Fällen haben, in denen der Staatsan­
walt das Verfahren eingeleitet hat. Gegenwärtig sind 
diese Fälle nur in § 154 GBA und in § 18 AGO geregelt. 
Müller unterbreitet folgenden Vorschlag:

„In der künftigen ZPO müßte das heute schon für 
Arbeitsrechtssachen geltende, sich m. E. aus dem We­
sen des staatsanwaltschaftlichen Klagerechts ablei­
tende Verbot für die Parteien, ohne Zustimmung 
des Staatsanwalts das Verfahren durch Klagerück­
nahme, Vergleich (Einigung) oder Anspruchsverzicht 
zu beenden und damit die mit der Klage des Staats­
anwalts angestrebte Lösung des Rechtsstreits illuso­
risch zu machen, positiv geregelt werden.“3 

Meines Erachtens geht Müller zu Unrecht davon aus, 
daß das, was er wünscht, in Arbeitsrechtssachen be­
reits geltendes Recht sei. Wenn es in § 18 AGO heißt, 
daß das Gericht in die vom Staatsanwalt eingeleiteten 
arbeitsgerichtlichen Verfahren die Parteien mit a l l e n  
sich daraus ergebenden Rechten und Pflichten einzu­
beziehen hat, so bedeutet dies, daß die Parteien „alle

3 a. a. O., S. 499.

rechtlich zulässigen und sachlich erforderlichen An­
träge stellen“ können'1. „Weichen die Anträge der Par­
teien vom Antrag des Staatsanwalts ab, so entscheidet 
das Gericht, welchem von ihnen zu folgen ist. Die 
gerichtliche Entscheidung muß sich somit nicht not­
wendig dem Antrag des Staatsanwalts anschließen.“5 
Das gegenwärtige Klagerecht des Staatsanwalts in Ar­
beitsrechtssachen schränkt also keineswegs die Disposi­
tionsbefugnisse der Parteien ein. Sie können vielmehr 
auch in diesen Fällen die gleichen Dispositionen tref­
fen wie in den Fällen, in denen sie das Verfahren selbst 
eingeleitet haben. Der Grund dafür ist, daß auch der 
Staatsanwalt mit seiner Klageerhebung nur eine ge­
setzliche Lösung des Streitfalls erreichen will. Gesetz­
liche Lösungen gibt es jedoch regelmäßig mehrere, und 
die Parteien haben häufig das Recht, sich für eine die­
ser Lösungen zu entscheiden. Verlangt der Staatsanwalt 
nicht mehr als eine dem Gesetz entsprechende Beile­
gung des Rechtsstreits, dann kann es ihm doch rela­
tiv gleichgültig sein, für welche gesetzliche Erledigungs­
form sich die Parteien entscheiden. Deshalb kann auch 
nicht davon ausgegangen werden, daß die Parteien 
durch ihre Dispositionen das Klagerecht des Staatsan­
walts illusorisch machen würden.
Zu sichern ist natürlich, daß Parteidispositionen nicht 
die Gesetzlichkeit verletzen Die AGO macht deshalb 
die Wirksamkeit von Parteidispositionen von einer ge­
richtlichen Bestätigung abhängig (§§ 41, 43 AGO). Das 
Rechtsinstitut der Einigung, das den Vergleich, das An­
erkenntnis und den Verzicht umfaßt, wurde ausdrück­
lich nur für zulässig erklärt, wenn die jeweiligen Dis­
positionen der Parteien der sozialistischen Gesetzlich­
keit entsprechen. Die Klagerücknahme wurde von ihrer 
Sachdienlichkeit abhängig gemacht und so dem Gericht 
die Möglichkeit gegeben, Verschleierungen von Unge­
setzlichkeiten vorzubeugen.
Die Vorschläge für die künftige ZPO ähneln diesen Re­
gelungen. Sie weichen jedoch insofern ab, als für die 
Klagerücknahme von einer gerichtlichen Bestätigung 
ganz allgemein Abstand genommen wurde und nur in 
Arbeitsrechtssachen eine Zustimmung des Gerichts zur 
Parteidisposition für erforderlich gehalten wird. Mit 
diesen nicht ganz konsequenten Vorschlägen wird an 
eine Praxis angeknüpft, die sich bewährt hat und die 
deshalb beibehalten werden sollte. Eine zusätzliche 
Sicherung dergestalt, daß das Klagerecht des Staatsan­
walts die Dispositionsbefugnisse der Parteien ein­
schränkt, erscheint überflüssig.

4 Kellner / Kaiser / Schulz. Die Tätigkeit der Gerichte ln Ar­
beitsrechtssachen, Berlin 1966, S. 92.
5 Ebenda.
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Der Autor vermittelt in seiner Schrift einen zusammenhängenden Ein­
blick in die historischen gesellschaftlichen Grundlagen des neuen sozia­
listischen Strafgesetzbuchs und erläutert die einheitliche, auf diesen 
Grundlagen beruhende Gesamtkonzeption dieses Gesetzwerkes in 
ihren Grundzügen. Er zeigt, wie das neue Strafgesetzbuch zur höchst­
möglichen Effektivität bei der Kriminalitätsbekämpfung und zur Lösung 
der politischen, kulturellen und militärischen Aufgaben der sozialisti­
schen Gesellschaft beizutragen vermag. Die Grundsätze des sozialisti­
schen Strafrechts der DDR werden in ihrem wechselseitigen Zusam­
menhang und in ihrer konkreten rechtlichen Ausgestaltung dargestellt 
und die Motive des Gesetzgebers begründet. Es wird nachgewiesen, 
daß auch im Bereich der nationalen Rechtsschöpfung die Arbeiter­
klasse ihre führende Rplle eindeutig unter Beweis gestellt hat und 
daß es für die DDR keine Kontinuität und „Rechtseinheit“ mit dem 
reaktionären Strafrecht und den Strafrechtsreformprojekten des Bonner 
Staates geben kann.
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